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1 EINLEITUNG





  Der Thematik Beschaffung kommt im Bereich der Wirtschaftsteilnehmer eine besondere Bedeutung zu. Deren Einkaufsabteilungen sorgen dafür, dass die Rohprodukte dem Herstellungsprozess in möglichst geringem Kostenumfang zur Verfügung gestellt werden, damit der Endpreis für den späteren Kunden1 möglichst niedrig ausfällt, um bei ihm eine für das Unternehmen positive Kaufentscheidung anzustoßen.




  Die öffentliche Verwaltung verfügt im Gegensatz dazu im Regelfall über keine Anlässe, Produkte auf dem Markt zum Verkauf anzubieten. Das mag im Vergleich zur Wirtschaft einer der Gründe dafür sein, dass im behördlichen Ablauf die Thematik Beschaffung bislang nur eine untergeordnete Rolle spielt. Ein weiterer Grund könnte die „von Rechtswegen verordnete“2 Maßgabe zur sparsamen Haushaltsführung sein. Kritiker bemängeln, dass dies in der Vergangenheit bei den Bedarfsstellen die Auffassung erzeugte, nur wenig Haushaltsmittel ausgeben und sich nicht alles „leisten“ zu dürfen. In der Folge ist es demnach vorgekommen, dass Bedarfsstellen tatsächlich nicht diejenigen Materialien erhalten haben, die sie sich gewünscht hätten bzw. die sie für ihre Arbeit als notwendig erachtet haben. Mit Blick auf „die Wirtschaft“ mag seitens der Kritiker so manches Mal ehrfürchtig davon gesprochen worden sein, dass diese sich ja „alles leisten“ und deshalb auch "viel besser ihren Job“ machen könne. Die Kritik verkennt dabei, dass die Beschaffung der richtigen Produkte auch in der öffentlichen Verwaltung möglich ist.




  Wie sich eine sparsame Haushaltführung und eine wirtschaftliche Beschaffung so durchführen lassen, dass die Bedarfsstellen letztlich auch das bekommen, was sie „wollen“ und benötigen, soll dieser Leitfaden für die Bedarfsstellen, Entscheidungsträger und Studenten der öffentlichen Verwaltung aufzeigen.




  
1.1 DAS FALSCHE GÜNSTIG ZU KAUFEN IST IMMER NOCH ZU TEUER!




  Die Durchführung von Beschaffungsmaßnahmen stellt sich offensichtlich sowohl für Wirtschaftsteilnehmer als auch für öffentliche Auftraggeber als schwierige Angelegenheit dar. In der praktischen Arbeit fällt auf, dass oftmals die Zeit, bis ein Beschaffungsgegenstand die anfordernde Bedarfsstelle erreicht, als zu lange bemängelt wird. Vielfach werden die „Schuldigen“ im Vergaberecht identifiziert und bei denjenigen, die diesem Rechtzweig Geltung verschaffen wollen. Ihnen wird zuweilen vorgeworfen, sich bürokratisch verhalten zu haben und teilweise sogar die Beschaffungen und damit das Arbeiten der Bedarfsstellen zu behindern. Bei besonders großem Ärger wird durchaus auch davon gesprochen, dass die Behinderung bewusst vorgenommen worden sei.




  Den so Angesprochenen fällt es regelmäßig schwer, die Vorwürfe nachvollziehen zu können, haben sie sich doch aus ihrer Perspektive an die geltenden Vorschriften gehalten und dabei sogar noch ein schnelles Verfahren ermöglicht. Aber anstatt eines Lobes für die geleistete Arbeit, erhalten sie eher Kritik bzw. wenig „Gegenliebe“.




  Ebenso wird bei Betrachtung aktueller Veröffentlichungen die Thematik Nachhaltigkeit seitens der Beschaffungsspezialisten und Bedarfsstellen noch immer eher als kritisch bewertet. Die Berücksichtigung zusätzlicher Aspekte, die nicht unmittelbar mit der Bereitstellung des benötigten Beschaffungsgegenstands zu tun haben, seien mit „entbehrlichem“ Zusatzaufwand verbunden, den vielbeschäftigte Organisationen eher vermeiden möchten, um mehr Zeit für die „eigentliche“ Arbeit zu haben.




  Der Autor war sowohl langjähriger Projektleiter in der Informationstechnik des öffentlichen Dienstes und damit Kunde von Beschaffungsorganisationen, als auch selbst Leiter einer der zentralen Beschaffungsstellen, die mit übergreifenden Befugnissen ausgestattet war und komplexe Verfahren durchgeführt hat. Mit dieser Erfahrung und den dabei gewonnenen Perspektiven versucht er sich in dieser Arbeit den Vorwürfen zu nähern, den Bedarfsstellen einen Einblick in die Strukturen der Beschaffung zu verschaffen und ihnen Ansätze für eine erfolgreiche Vorbereitung und Beteiligung am Verfahren zu vermitteln. Den Bedarfsstellen sollen Handlungsoptionen für die Praxis an die Hand gegeben werden, damit sie „Klippen erkennen und umschiffen“ können.




  Dabei versucht der Autor herauszustellen, dass beide Seiten (sofern sie denn als solche zu bezeichnen wären), also die Beschaffungsstellen und deren „Umfeld“, eine erfolgreiche Beschaffung nur gemeinsam und arbeitsteilig durchführen können. Denn, selbst wenn das „Falsche“ günstig einzukaufen wäre, bleibt es in der Gesamtbetrachtung doch das „Falsche“. Um fehlerhafte Beschaffungen zu korrigieren, muss Aufwand erbracht werden und das "Richtige" muss ebenfalls beschafft werden.




  Deshalb ist das „Falsche“ günstig zu kaufen immer noch zu teuer!




  Die Arbeit versucht darzulegen, was als „falsch“ zu bezeichnen wäre, woraus sich die „Erkenntnis“ des „Falschen“ ableiten lässt und welche Gegen- bzw. Verhinderungsstrategien denkbar und umsetzbar sind.




  
1.2 SIND RECHTSVORSCHRIFTEN EIN DILEMMA?




  Der Begriff „Bürokratie“ hat seit seiner Entstehung damit „zu kämpfen“ Akzeptanz zu finden. Geprägt hat ihn Vincent de Gournay, der die Regelungen des Staates als Belastung anprangern wollte und dazu den Begriff „bureaucratie“ bzw. die „Macht der Schreibtische“ erfand. Diesen Ruf konnte die Bürokratie nicht ablegen, denn viele „Nachfolger“ von Vincent de Gournay hatten ebenfalls Schwierigkeiten in der Bewertung der hierarchischen Regelwerke des Staates, so dass sich diese Sichtweise bis zur Neubewertung durch Max Weber gehalten hatte.




  Der Soziologe Max Weber brachte eine neue Sichtweise ein, indem er die Bürokratie als treibenden Faktor des Staates beschrieb. Er zeigte auf, dass die Trennung von Amt und Person zur Objektivität führen wird und die Dokumentation von staatlichem Handeln sowie verbindliche Regeln die „Ausführenden“ des Staates überprüfbar macht. Weber sah aber bereits voraus, dass sich gerade die Regeln als Schwachpunkt herausstellen könnten. Immerhin entzieht sich der Erfolg verbindlicher Regeln naturgemäß der Voraussicht ihrer Schöpfer, denn nicht alle Lebenssachverhalte sind vorhersehbar. Der beabsichtigte Zweck einer Vorschrift kann sich bei ungünstigen Bedingungen sogar ins Gegenteil umkehren3.
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    Abbildung 1: Die Problematik unbestimmter Rechtsbegriffe (Laux, 2011)


  




  Um diese Problematik zu berücksichtigen, werden in Rechtsnormen sogenannte „unbestimmte Rechtsbegriffe“ eingefügt. Sie sollen Flexibilität für künftige Entwicklungen geben, bis die Rechtsvorschrift angepasst werden konnte. Die rechtssichere Auslegung dieser Rechtsbegriffe erfolgt durch die Rechtsprechung (siehe Abbildung 1).




  Dies führt allerdings wieder zur nächsten Problematik. Denn bis es zur Rechtsprechung gekommen ist, müssen die Rechtsanwender die Rechtsbegriffe selbst auslegen. Ist die Rechtsprechung dann verfügbar, lässt sich die Auslegung von allen Beteiligten danach ausrichten.




  Die mangelnde Flexibilität der Rechtsvorschriften geht vor allem zu Lasten der Verwaltungsmitarbeiter. Sie befinden sich in einem Dilemma, denn sie haben dem bestehenden Recht Geltung zu verschaffen und nicht zu interpretieren, ob eine Vorschrift möglicherweise zu einem unwirtschaftlichen Ergebnis führen kann. Insofern orientiert sich das in der Verwaltung praktizierte Wissensmanagement eher an juristischen als an betriebswirtschaftlichen Aspekten.




  Die öffentliche Verwaltung prüft den anstehenden Sachverhalt und sucht nach der vorgeschriebenen Vorgehensweise in der anzuwendenden Rechtsnorm. Und gerade hier hat die Bürokratie ihre Vorteile, denn in einer bürokratisch handelnden Verwaltung kommen Aspekte „nur dann“ zur Beachtung, wenn es dafür eine anzuwendende Rechtsnorm gibt. Flexibilität bedeutet aber letztlich das Abweichen von den vorgegebenen Normen, was mit einer Reduzierung von Nachvollziehbarkeit und Berechenbarkeit einhergeht. Wer aber eine „überzogene“ Flexibilität in einer Bürokratie fordert, der akzeptiert gleichzeitig, dass Sachverhalte nicht mehr gleichartig sachorientiert betrachtet werden und lässt somit eine Ungleichbehandlung zu. Aber gerade die Gleichbehandlung ist ein wesentliches Grundprinzip, dessen Durchsetzung vom Staat erwartet werden kann und muss. Darauf ist die Rechtsanwendung ausgerichtet.




  Weiterhin erfordert es Zeit Bürokratie zu betreiben. Wer ein rechtlich umfassend beleuchtetes Ergebnis erzielen möchte, muss alle in Frage kommenden Rechtsnormen prüfen und analoges Verhalten in vergangenen Fällen analysieren. Je mehr Rechtsnormen zur Verfügung stehen, desto mehr Zeit ist einzuplanen. Eine Reduzierung des Prüfaufwands führt zur Beschleunigung, aber auch zum Qualitätsverlust.




  Insoweit sollten die Berücksichtigung von Rechtsnormen und der dafür erforderliche Zeitaufwand nur bei deren Unkenntnis oder mangelnder Beherrschung als Dilemma zu sehen sein.




  Das Vergaberecht stellt einen zentralen Bestandteil der öffentlichen Beschaffung dar. Es zu beherrschen ist zweifelsohne ambitioniert, aber es ist unumgänglich, sich mit der Thematik zu befassen. Empfehlenswert ist es vor allem, im Recht eine Hilfe für die Qualität der eigenen Arbeit zu sehen. Es dagegen als Hinderung zur erfolgreichen Umsetzung der öffentlichen Beschaffung wahrzunehmen, sollte weder von Bedarfsstellen noch von den anderen Beteiligten am Beschaffungsprozess als ernsthafte „Option“ betrachtet werden.




  Die hier vorgestellte Arbeit soll helfen, einen positiven Eindruck zum Vergaberecht und dessen Sinnhaftigkeit zu gewinnen, sich aber auch mit den Grenzen des Vergaberechts auseinanderzusetzen und Ansatzpunkte zu finden, um sich mit den „richtigen“ Fragen bei Profis „Gehör zu verschaffen“ und Hilfestellungen einzuholen.




  
1.3 NUTZEN DES BUCHES FÜR PRAKTIKER UND FÜR STUDENTEN





  Diese Arbeit richtet sich vor allem an Leser, die nicht Teil einer Vergabestelle sind, auch wenn Vergabestellenmitarbeiter sicherlich ebenfalls interessante Informationen in einzelnen Kapiteln finden können. Deren Hauptarbeitsgebiet – das Vergaberecht – wird in dieser Arbeit bewusst kurzgehalten, um gerade den „Nicht-Vergabespezialisten“ einen Überblick über die Gesamtthematik zu schaffen. Wer sich nicht ständig im Vergaberecht bewegt, soll nicht „verschreckt“ werden, sondern auf Basis des eigenen vorhandenen Wissenshorizonts einen Einblick in die Komplexität des Beschaffens unter Berücksichtigung der Systematik des Vergaberechts erhalten. Dieser Ansatz kann für Vergabestellenbedienstete als Überblick sinnvoll sein, wird aber für die operative Betrachtung konkreter Vergabeverfahren nicht ausreichen.




  Der Autor wendet sich sowohl an Praktiker als auch an Strategen. Für sie könnten die hier dargestellten Erfahrungswerte des Autors von Interesse sein. Der Autor nimmt für sich nicht in Anspruch, über ein umfassendes Wissen zu verfügen. Zwar hat er jahrelang einer zentralen Beschaffungsstelle vorgestanden, sich aber „nur“ im VOL-Bereich und dort vornehmlich in einem Arbeitsbereich für Spezialdienststellen bewegt.




  In der Arbeit sind zusätzlich die Ergebnisse des zahlreichen Austauschs mit anderen Beschaffungsstellen und vor allem Bedarfsstellen enthalten. Dieses Wissen möge als Anhalt dienen, sofern die Praktiker und Strategen über das jeweilige Wissen noch nicht verfügten. Ist dies doch der Fall, könnte es als Vergleich mit den eigenen Erfahrungen von Nutzen sein.




  Ebenso richtet sich der Autor an Studentinnen und Studenten des Verwaltungsmanagements oder solchen, die sich mit dem öffentlichen Beschaffungswesen befassen. Seine Erfahrungen aus der Lehre haben gezeigt, dass ein Bedarf für Beschaffungsthemen gesehen und von Hochschulen eine stärkere Befassung mit der Thematik erwartet wird. Insoweit möge diese Arbeit als Nachschlagewerk für ihre Hauptthematiken bzw. ihre Studien dienen. Sollten sie Anknüpfungspunkte zur Erweiterung der hier angesprochenen Themen finden, wäre dies gerne gesehen. Im Bedarfsfall steht der Autor auch gerne für Fragen oder Anregungen zur Verfügung.




  
1.4 AUFBAU DES BUCHES





  Um einen ersten Einblick in die Abläufe und die Problematiken der Beschaffung zu erhalten, wird in Kapitel 2 die Theorie der Beschaffung behandelt. Sie zu kennen hilft, das Verhalten der Beschaffungsorganisation ebenso zu verstehen, wie die eigene Stellung als Bedarfsstelle oder Entscheidungsträger, um daraus Handlungsoptionen abzuleiten.




  In Kapitel 3 wird die Thematik Nachhaltigkeit behandelt. Hier geht es um die praktische Möglichkeit zur Berücksichtigung ökologischer, ökonomischer und sozialer Aspekte.




  Kapitel 4 geht auf Problemstellungen ein, die vermutlich bei jeder Bedarfsstelle und jeder Beschaffungsorganisation auftreten. Es werden Lösungen erörtert, die bereits erfolgreich eingesetzt wurden. Dabei wird der Idee gefolgt, dass oftmals bereits die bloße Kenntnis möglicher Problemstellungen helfen kann, sich der Thematik mit „Gelassenheit und Wissen“ zu stellen.




  Kapitel 5 enthält Übungsbeispiele, die aus den vorherigen Kapiteln abgeleitet wurden (sie folgen teilweise den Erfahrungen des Autors). Die Übungsbeispiele dienen der Sensibilisierung für die Thematik Beschaffung sowie den damit verbundenen Einflüssen bzw. Problemstellungen.




  Im Schlusskapitel erfolgt eine Zusammenfassung mit einem Ausblick zur vermuteten weiteren Entwicklung im Bereich Beschaffung.


  




  1 Aus Gründen der Lesbarkeit und Übersichtlichkeit sowie in Orientierung an den grundsätzlichen Richtlinien der deutschen Rechtschreibung werden in dieser Arbeit nicht an allen Stellen explizit geschlechtsneutrale Begriffe verwendet. Soweit Begriffe, wie z. B. „der Kunde“ verwendet werden, wird darunter immer der Einbezug beider Geschlechter verstanden.




  2 Mit dieser provokativen Bemerkung sind die Maßgaben der LHO gemeint. Immerhin stellt sich die Frage, ob öffentliche Verwaltungen für die Berücksichtigung von Sparsamkeitsaspekten einer Vorschrift bedürfen oder ob sie auch aus eigenem Antrieb heraus diesem Ansatz folgen würden.




  3 Vgl. Weber, 1922, http://www.textlog.de/7292.html.




  
2 THEORIE DER BESCHAFFUNG





  Für das grundlegende Verständnis der Beschaffungspraxis ist es notwendig, sowohl theoretische Grundlagen des Beschaffungsmanagements als auch psychologische Faktoren zu betrachten, die in der Beschaffungspraxis auf die Beschaffungsbeteiligten wirken. Gerade die teilweise komplexen Abläufe der Beschaffung sowie die dabei auftretenden Wirkungsmechanismen können sich in der Beschaffungspraxis schnell als „überbordende“ Bürokratie oder als wenig nachvollziehbar darstellen, wenn sie ohne Hintergrundwissen beobachtet werden. Mit der Kenntnis um die Theorie der Beschaffung erschließen sich die Abläufe der Beschaffung eher. Sie können helfen bei Problemstellungen Vermeidungs- bzw. Änderungsstrategien aufzusetzen.




  Dazu werden in diesem Kapitel




  

    	
Definitionen vorgestellt, mit denen ein Basisverständnis für die wesentlichen, im Beschaffungsmanagement genutzten Fachbegriffe vermittelt werden soll. Vorinformationen mit Bezug zu den Kapiteltexten sollen an die Komplexität der Thematik Beschaffung in den weiteren Kapiteln heranführen.




    	Argumente erörtert, mit denen im Sinne der Frage „Was passiert, wenn nichts passiert?“ der Blick zunächst auf Alternativen zur Beschaffung gelenkt wird (soweit eine Beschaffung für öffentliche Auftraggeber entbehrlich ist, schont dies Steuergelder, so dass gerade diese Betrachtung attraktiv sein sollte). Ebenso wird erörtert, welche psychologischen Faktoren insbesondere in der Beschaffungsvorbereitung wirken können, die dazu führen, dass Beschaffungen veranlasst werden, die nicht notwendig wären. Diesbezüglich werden Gegenstrategien sowie eine betriebswirtschaftliche Methode als erster Anhalt vorgestellt.




    	
Beschaffungsverfahren mit Vergabeverfahren vorgestellt, wie sie erfahrungsgemäß üblicherweise verlaufen. Auf Besonderheiten und Sonderfälle kann dabei allerdings im Sinne einer übersichtlichen Darstellung (u.a. auch als Vorbereitung zu Kapitel 3, Nachhaltigkeit) nur in sehr beschränktem Maße eingegangen werden.




    	
typische Beschaffungsverfahren ohne Vergabeverfahren vorgestellt. Hierbei wird insbesondere auf Abrufe aus Rahmenverträgen eingegangen.


  




  
2.1 DEFINITIONEN BZW. VORINFORMATIONEN





  Einen ersten Einblick in die Grundlagen der Beschaffungsthematik sollen die nachfolgenden Definitionen und Vorinformationen liefern. Aufgrund der Komplexität der Beschaffungsthematik ist es schwerlich möglich, Definitionen und Sachinhalte in den weiteren Kapiteln klar voneinander zu trennen. Dazu wäre es notwendig, knappe Definitionen anzuführen und alle weiteren Erläuterungen im Kapiteltext vorzunehmen. Dies reicht aber nicht aus, um die Komplexität der Beschaffung verständlich darzustellen. Deshalb erfolgt hier eine Vermischung von Definitionen und Textteilen, wobei Definitionstexte mit Querverweisen zu den Kapiteln versehen sind.




  
2.1.1 Vergaberecht




  Das Vergaberecht bezeichnet die Gesamtheit der Regeln und Vorschriften, die den Staat, seine Behörden und Institutionen zu einer rechtlich vorgegebenen Verfahrensweise verpflichten, bei der es um die Beschaffung von Waren, Bau- und Dienstleistungen geht. Es dient u.a. als Mittel der Marktübersicht, der Verhinderung der unkontrollierten Verwendung von staatlichen Mitteln, zur Ordnung der wirtschaftslenkenden Wirkung der Vergabe, der Verhinderung vergabefremder Einflussnahme Dritter sowie zur Korruptionsbekämpfung und Verhinderung von Korruption (Byok, 2014).




  In Bezug auf die Kommunikation öffentlicher Auftraggeber mit dem Markt lassen sich weitere Ziele des Vergaberechts formulieren:




  

    	Wirksamkeit des Marketings der Bieter verhindern.




    	Verkaufsargumente entlarven.




    	Messbare Leistungen in den Vordergrund rücken.




    	Vergleichbarkeit von Leistung und Preis herstellen.




    	
Die benötigte Qualität einkaufen, nicht die angebotene.




    	Den erzielbaren Preis zahlen, nicht den geforderten.




    	Die notwendige Menge einkaufen, nicht die mögliche.


  




  Mit folgenden Maßnahmen der öffentlichen Auftraggeber lassen sich diese Ziele erreichen:




  

    	Leistungsbeschreibungen erstellen, die das „was?“ vorgeben und das „wie?“ dem Markt überlassen.




    	Ein ausgewogenes Verhältnis von Leistung und Preis vorgeben und einfordern.




    	Anstrengungen belohnen, indem sich die öffentlichen Auftraggeber an das Vergaberecht halten und keines der Unternehmen bevorzugen.


  




  Dieses Leitmotiv findet sich an vielen Stellen dieser Arbeit mit jeweils anderen Blickwinkeln.




  
2.1.2 Beschaffung und Strategie




  Nach Janz kann der Begriff Beschaffung als „eine aktive, auf das Zielsystem der Unternehmung als Ganzes gerichtete Führungsaufgabe verstanden werden, wodurch neben einer umfassenden Beschaffungsführungskonzeption, Komponenten wie eine langfristig orientierte Versorgungssicherung, Gesamtkostenminimierung, Marktausrichtung und Interdependenzen zu anderen internen und externen Bereichen in den Vordergrund rücken“ (Janz, 2004, S. 9).




  Damit soll zum Ausdruck kommen, dass unter dem Begriff Beschaffung keine singuläre Aktivität untergeordneter Bereiche eines Unternehmens bzw. einer Behörde verstanden wird. Vielmehr handelt es sich bei der Thematik Beschaffung um einen komplexen Zusammenschluss aus Einzelaktivitäten (Bedarfsanalyse, Marktbeobachtung, Vergabe und Abwicklung; siehe Kapitel 2.4, S. →), der einer Steuerung bedarf, so dass am Ende der Prozesskette „Beschaffung“ die notwendigen Produkte oder Unterstützungsmaßnahmen bereitstehen, damit das Unternehmen seiner bzw. die Behörde ihrer originären Aufgabe nachkommen kann.




  Mit Beschaffungsstrategie sind die Festlegungen der Leitungsebene gemeint, mit welchen Mitteln Beschaffungen durchzuführen und wie die Organisationsziele erreicht werden sollen. Dazu gehören




  

    	die Analyse geeigneter Beschaffungsmärkte,




    	die Auswahl geeigneter Lieferanten,




    	die Vereinbarung geeigneter Konditionen mit diesen Lieferanten,




    	die Auswahl geeigneter Beschaffungsformen.


  




  Zur Selbstverständlichkeit sollte gehören, die Einhaltung des Vergaberechts als festgelegte Rahmenbedingung der Beschaffungsstrategie vorzugeben.




  
2.1.3 Einkauf




  Im Gegensatz zum Begriff Beschaffung wird nach Janz unter dem Begriff Einkauf “die juristische und abwicklungstechnische Durchführung des Versorgungs– vorgangs mit Aufgaben wie Bestellerteilung und Terminüberwachung verstanden“ (Janz, 2004, S. 10).




  Damit ist gemeint, dass es sich beim Begriff „Einkauf“ im Gegensatz zum umfassenderen Begriff „Beschaffung“ um eine Einzelaktivität im Zusammenhang mit dem Arbeitsschritt Abwicklung (siehe Kapitel 2.4.4, S. →) handelt. Dieser Arbeitsschritt beginnt, wenn die Arbeitsschritte Bedarfsanalyse, Marktbeobachtung und Vergabe abgeschlossen sind und gemäß der Vergabeentscheidung beim Vertragspartner eine Bestellung (siehe Kapitel 2.4.4.3, Bestellung, S. →) oder ein Abruf (siehe Kapitel 2.5.2, Abruf aus Rahmenverträgen, S. →) erfolgen kann.




  
2.1.4 Produkt, Ware, Gut, Lieferungen und Leistungen




  Gabler definiert Produkt als „Ergebnis der Produktion und Sachziel einer Unternehmung oder auch Mittel der Bedürfnisbefriedigung. Die Einteilung in Sachgüter (materiell, Gebrauchsgüter und Verbrauchsgüter), Dienstleistungen (immateriell) und Energieleistungen“ (Gabler, 2013, Stichwort: „Produkt“) und Ware als „bewegliche Sache, die Gegenstand des Handelsverkehrs ist oder die nach der Anschauung des Verkehrs als Gegenstand des Warenumsatzes in Betracht kommen könnte (weite Auslegung; auch z.B. Elektrizität, nicht aber Grundstücke)“ (Gabler, 2013, Stichwort: „Ware“).




  Gut definiert Gabler als „materielles oder immaterielles Mittel zur Befriedigung von menschlichen Bedürfnissen; insofern vermag es Nutzen zu stiften“ (Gabler, 2013, Stichwort: „Gut“).




  Nach § 3 Abs. 1 UStG sind Lieferungen eines Unternehmers „Leistungen, durch die er oder in seinem Auftrag ein Dritter den Abnehmer oder in dessen Auftrag einen Dritten befähigt, im eigenen Namen über einen Gegenstand zu verfügen (Verschaffung der Verfügungsmacht)“.




  Als sonstige Leistungen definiert § 3 Abs. 9 UStG „Leistungen, die keine Lieferungen sind. Sie können auch in einem Unterlassen oder im Dulden einer Handlung oder eines Zustands bestehen“.




  Für eine Bedarfsstelle ist die Begriffsverwendung eher verwirrend und nur insoweit relevant, dass die Begriffe in der Literatur unterschiedlich verwendet werden.




  Für diese Arbeit soll gelten, dass alle Begriffe gleichrangig zu sehen sind und sich inhaltlich nicht unterscheiden.




  Es handelt sich jeweils um die Objekte zur Bedarfsbefriedigung, und zwar in Form von




  

    	dinglichen (also „berührbaren“) Sachverhalten (z.B. Maschinen),




    	geistigen Sachverhalten (z.B. Beratungen),




    	oder Rechten bzw. anderen abstrakten Werten.


  




  In dieser Arbeit wird dennoch versucht, den Begriff „Produkt“ federführend als Synonym für alle anderen Begriffe zu verwenden. Soweit dies nicht möglich ist, wird versucht, die Begriffe so zu verwenden, wie sie im Kontext der Quellen genutzt werden. Da diese unterschiedlich sind, werden auch die Begriffe unterschiedlich genutzt. Der Leser möge dies nachsehen und alle Begriffe grundsätzlich als Synonym für den Begriff „Produkt“ sehen.




  
2.1.5 Öffentliche Auftraggeber




  Die Definition für öffentliche Auftraggeber ergibt sich aus § 98 GWB. Danach handelt es sich bei öffentlichen Auftraggebern im Wesentlichen um Gebietskörperschaften sowie deren Sondervermögen bzw. andere juristische Personen des öffentlichen und des privaten Rechts, z.B.




  

    	der Bund: Für den Bund werden eine Vielzahl Organisationen als öffentliche Auftraggeber tätig, u.a. das Beschaffungsamt des Bundes4 sowie das Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung5.




    	die Länder: Bei den Ländern werden unterschiedliche Organisationen tätig (je nach Aufbau innerhalb der Länder). Im Land Hessen wurden beispielsweise für den Bereich der VOL-Beschaffungen drei zentrale Beschaffungsstellen eingerichtet: Das Hessische Competence Center (HCC)6, die Hessische Zentrale für Datenverarbeitung (HZD)7 und das Präsidium für Technik, Logistik und Verwaltung (PTLV)8.




    	die Kommunen: Bei den Kommunen stellt sich die Frage der Größe der Kommune. Bei einer großen Stadt steht meist ein Sachgebiet zur Verfügung, das die Rolle einer zentralen Beschaffungsstelle übernimmt. Kleinere Kommunen können eine zentrale Beschaffungsstelle personell nicht abbilden. Oftmals wird dort die Beschaffung vom Bereich Finanzmanagement durchgeführt.


  




  Gleich ist bei allen Ansätzen, dass eine spezifische Organisation der jeweiligen Körperschaft für Beschaffungen zuständig ist und nach außen als öffentlicher Auftraggeber am Markt auftritt.




  Bedarfsstellen wird erfahrungsgemäß eher nur in begrenzten Ausnahmefällen zugestanden, Beschaffungen selbstständig durchführen zu dürfen.




  
2.1.6 Fristen




  Der Begriff Fristen ist im Vergaberecht belegt. Im Zuge des Vergabeverfahrens sind verschiedene Fristen einzuhalten. Dabei handelt es sich um




  

    	die Teilnahmefrist = Frist für den Eingang der Anträge auf Teilnahme,




    	die Angebotsfrist = Frist zur Abgabe der Angebote,




    	die Bindefrist = Frist, innerhalb der die Bieter an ihre Angebote gebunden sind,




    	die Zuschlagsfrist = Frist, die der Auftraggeber zur Prüfung und Wertung der Angebote hat.


  




  Der Leser möge sich dessen bewusst sein und den Begriff Fristen im Bereich Beschaffung weitgehend für die vorgenannten Sachverhalte verwenden.




  
2.1.7 Bedarfe und Bedarfsstellen




  Nach Gabler lässt sich der Begriff Bedarf in unterschiedlicher Weise interpretieren bzw. definieren:




  

    	„Ergebnis objektivierbarer Bedürfnisse, die messbar und in Zahlen ausdrückbar sind.




    	Ökonomischer Begriff für eine am Markt tatsächlich auftretende Nachfrage.




    	Objektorientierte Handlungsabsicht, die einem bestimmten Bedürfnis folgt“ (Gabler, 2013, Stichwort: „Bedarf“).


  




  Geyer definiert den Begriff Bedarf als „die Absicht, die Verfügung über ein Gut zu erlangen“ (Geyer, 1970, S. 17). Dabei unterscheidet er u.a. nach der „Periodizität des Auftretens des Bedarfszeitpunkts“ (Geyer, 1970, S. 25):




  

    	
Einmalig auftretender Bedarf: Diese Art von Bedarfen lässt sich als Spezialität bezeichnen. Aufgrund der Einmaligkeit der Maßnahme ist zu unterstellen, dass keine Erfahrungswerte über die Bedarfsbefriedigung bestehen. Als Methode der Informationsgewinnung wäre es denkbar, die Erfahrungswerte anderer Stellen zu der einmaligen Bedarfsbefriedigung einzuholen, soweit dies dort bereits vorgekommen ist. Das könnten z.B. andere Behörden oder auch Unternehmen der Wirtschaft sein. Die Informationsgewinnung zur Bedarfsbefriedigung kann sich aber auch als weitaus schwieriger darstellen. Je nach Größe der einmaligen Beschaffung kann dies bis zur Einsetzung eines Beschaffungsprojekts führen (siehe Kapitel 2.7.2, Projektorganisation zur Beschaffung).




    	
Periodisch auftretender Bedarf: Diese Art von Bedarf zeichnet sich dadurch aus, dass der Bedarf permanent gleich zu befriedigen ist. Aus Sicht des Einzelhandels definiert GIV: „Alle Waren mit kurzfristigem Beschaffungsrhythmus. Im Wesentlichen Nahrungs- und Genussmittel sowie kurzfristiger Verbrauchsgüterbedarf = Wasch-, Putz- und Reinigungsmittel, Haushaltspapierwaren, Parfümerie-, Drogerie- und frei verkäufliche Pharmaziewaren, Zeitungen und Zeitschriften sowie Schnittblumen“ (GIV, 2000, S. 7).




    	
Aperiodisch wiederkehrender Bedarf: Diese Art von Bedarf zeichnet sich dadurch aus, dass der Bedarf zwar öfter zu befriedigen ist, dies aber nicht soweit vorgeplant werden kann, dass die Beschaffung in einer zeitlich bestimmbaren Periode erfolgen kann. Insoweit ist anzunehmen, dass dieser Bedarf unregelmäßig befriedigt wird. Geyer zählt hierzu vor allem „Investitionsgüter, wie Maschinen und maschinelle Anlagen, ein Großteil der Werkzeuge, Werksgeräte und Ersatzteile. Daneben auch diejenigen Verbrauchstoffe, die zur Bildung und Erhöhung der Sicherheitsbestände beschafft werden“ (Geyer , 1970, S. 26). Aus Sicht des Einzelhandels definiert GIV (mit Bezug auf ihre Definition zu periodisch auftretenden Bedarfen): „Alle übrigen Waren mit mittel- bis langfristigem Beschaffungsrhythmus. Gebrauchsgüter für den mittel- und langfristigen Bedarf sind z.B. Textilien, Bekleidung, Einrichtungsgegenstände, elektrotechnische, elektronische Erzeugnisse und sonstige Hartwaren“ (GIV, 2000, S. 7).




    	
Laufend wiederkehrender Bedarf: Als laufend wiederkehrend bezeichnet Geyer den Bedarf an Werkstoffen und Betriebsstoffen: „Für den laufenden Bedarf besteht kaum ein Ermessensspielraum bei der Entscheidung über den Bedarfszeitpunkt. Sofern die Beschaffung nicht zu einem bestimmten Zeitpunkt erfolgt, die zu beschaffenden Sachgüter also zum Bedarfszeitpunkt nicht bei der entsprechenden Stelle vorliegen, würde dies die Aufrechterhaltung der Betriebstätigkeit ernsthaft gefährden“ (Geyer , 1970, S. 26).


  




  Bedarfsstellen der öffentlichen Verwaltung sind im Regelfall die mittelbewirtschaftenden Dienststellen, die für sich und die ihnen nachgeordneten Bereiche bzw. Verwendungsstellen zur Erfüllung ihrer Aufgaben Produkte benötigen. Sie sind zuständig für die Schritte Bedarf (siehe Kapitel 2.4.1, S. →) und Nutzung (siehe Kapitel 2.6, S. →).




  Soweit eine Zentralisierung einzelner Bedarfe in einer Fachabteilung stattgefunden hat, z.B. die zentrale Beschaffung von Uniformen oder Fahrzeugen, übt die Fachabteilung sowohl die Aufgaben einer Bedarfsstelle als auch einer Fachabteilung aus. In der Praxis ist dieser Ansatz sowohl für die eigentlichen Stellen, deren Bedarf zu befriedigen ist, als auch für Fachabteilungen sprachlich nicht eindeutig nachvollziehbar, wenn auch in diesen Fällen von „Bedarfsstellen“ gesprochen wird. Zur Abgrenzung dieses Sachverhalts soll in dieser Arbeit der Begriff Bedarfsträger für die Stelle gelten, die den Bedarf hat.




  
2.1.8 Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit




  Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit stellen elementare Grundsätze der öffentlichen Verwaltung zur Mittelbewirtschaftung dar. Die Grundsätze zur Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ergeben sich sowohl aus § 6 als auch § 7 der Landeshaushaltsordnungen (LHO9) und der Bundeshaushaltsordnung (BHO):




  

    	
§ 6: „Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sind nur die Ausgaben und die Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben in künftigen Jahren (Verpflichtungsermächtigungen) zu berücksichtigen, die zur Erfüllung der Aufgaben des Landes notwendig sind“. Bei dieser Vorschrift handelt es sich um die Forderung, nur die als notwendig klassifizierten Beschaffungsmaßnahmen vorzunehmen.




    	
§ 7 Abs. 1: „Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten“. Beim Begriff Wirtschaftlichkeit handelt es sich nach Gabler um die „für eine bestimmte Handlung ermittelte Beziehung zwischen dem Handlungsergebnis und dem dafür erforderlichen Mitteleinsatz“ (Gabler, 2013, Stichwort: „Wirtschaftlichkeit“). Mit Sparsamkeit ist der Ansatz zum möglichst geringen Mitteleinsatz gemeint. Die Reihenfolge der Begriffsaufzählung in § 7 Abs. 1 legt nahe, dass es in erster Linie um die Beziehung zwischen Aufwand und Ergebnis geht und erst in zweiter Linie um die Höhe des Aufwands.
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